
 
 
 
 
 
 

   

Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland 
 

Auszug aus dem Protokoll über die Sitzung am 15.01.2021 
 

  74.LS2021-B87 

Initiativantrag des Synodalen Kowalski betr. Menschenrechte auf den Philippinen 
und in Papua/Indonesien  
 
Beschluss: 
 
Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland ist zutiefst besorgt über die 
Menschenrechtslage in den Philippinen und in Papua/Indonesien. In beiden Ländern 
haben Gemeinden und Kirchenkreise unserer Kirche Partnerschaften mit den dortigen 
Mitgliedskirchen der Vereinten Evangelischen Mission. Die Landessynode weiß sich so-
lidarisch mit den Opfern staatlich ausgeübter oder tolerierter Gewalt und unterstützt in 
vollem Umfang die Bemühungen der Vereinten Evangelischen Mission und ihrer Part-
nerorganisationen um mehr Transparenz und ein Ende der Straflosigkeit für offensicht-
lich politisch motivierte Morde und Menschenrechtsverletzungen jeder Art in beiden 
Partnerländern.  

1. Die Landessynode bekundet ihre Solidarität mit der United Church of Christ in the 
Philippines (UCCP) und mit dem National Council of Churches in the Philippines 
(NCCP) sowie mit allen Opfern politischer Gewalt und schwerer Menschenrechts-
verletzungen in den Philippinen. Sie unterstützt die Bemühungen der Vereinten 
Evangelischen Mission (VEM) sowie des Aktionsbündnisses Menschenrechte – Phi-
lippinen (amp) in ihrem Eintreten, auf internationaler Ebene eine klare Verurteilung 
der politischen Morde, wie an der international bekannten Menschenrechtsaktivistin 
Zara Alvarez am 17. August 2020, zu erreichen. Sie fordert ein Ende der Straffrei-
heit bei Menschenrechtsverletzungen sowie die Beendigung der andauernden Kri-
minalisierung von Teilen der Zivilgesellschaft und Kirchen aufgrund des im Juli 2020 
von der philippinischen Regierung beschlossenen Anti-Terror-Gesetzes.  

2. Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland verurteilt die massiven 
und systematischen Menschenrechtsverletzungen in Papua/Indonesien, die mit ras-
sistischer Diskriminierung der indigenen Papua verbunden sind. Jüngstes Beispiel 
ist die Ermordung von Pastor Yeremias Zanambani am 19. September 2020 durch 
indonesische Sicherheitskräfte Sie bekundet ihre Solidarität mit der Evangelischen 
Kirche im Lande Papua, dem West Papuan Council of Churches (WPCC) und mit 
allen Opfern politischer Gewalt und schwerer Menschenrechtsverletzungen. Sie un-
terstützt die Bemühungen der Vereinten Evangelischen Mission (VEM) sowie des 
Westpapua-Netzwerkes, gegen die rassistische Diskriminierung der indigenen Pa-
pua, die zunehmenden Menschenrechtsverletzungen, die politischen Morde durch 
die Sicherheitskräfte und deren Straffreiheit vorzugehen und sie gegenüber der in-
donesischen Regierung zur Sprache zu bringen.  

Die Landessynode bittet alle Kirchengemeinden, in der Fürbitte für die Opfer von Ge-
walt einzutreten. Sie ermutigt dazu, in praktisch gelebter Solidarität und im Kampf um 
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die Überwindung der Willkürherrschaft in beiden Ländern nicht nachzulassen. Sie for-
dert die Bundesregierung im Einklang mit den bisherigen Eingaben der Vereinten Evan-
gelischen Mission in der Sache auf, deutlicher als bisher die Verletzung der Menschen-
rechte in beiden Ländern gegenüber den jeweiligen Regierungen zur Sprache zu brin-
gen und auch Sanktionen gegen die dafür Verantwortlichen in Erwägung zu ziehen.  

(mehrheitlich beschlossen) 
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